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Bericht des Vorstands gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 AktG in Verbindung mit § 186 Abs. 4 
Satz 2 AktG zu Tagesordnungspunkt 6 

Die Hauptversammlung vom 9. Juni 2010 hat einen Ermächtigungsbeschluss zum Erwerb und zur 
Verwendung eigener Aktien gefasst, der bis zum 8. Juni 2015 befristet ist. Wegen des Ablaufs der 
Ermächtigung im laufenden Geschäftsjahr soll unter Aufhebung der bisherigen Ermächtigung eine neue 
Ermächtigung erteilt werden, die wiederum eine Laufzeit von fünf Jahren haben soll. 

Die neue Ermächtigung sieht vor, dass der Erwerb als Kauf über die Börse oder mittels eines an alle 
Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots durchgeführt werden kann. Bei dem Kaufangebot kann 
jeder verkaufswillige Aktionär der Gesellschaft entscheiden, wie viele Aktien und – bei Festlegung einer 
Preisspanne – zu welchem Preis er diese anbieten möchte. Übersteigt die zum festgesetzten Preis 
angebotene Anzahl von Aktien die von der Gesellschaft nachgefragte Anzahl von Aktien, so kann eine 
Zuteilung der Annahme der Verkaufsofferten nach dem Verhältnis der angedienten Aktien erfolgen 
(Andienungsquote). Hierbei soll es möglich sein, eine bevorrechtigte Annahme kleiner Offerten oder 
kleiner Teile von Offerten bis zu maximal 100 Stück Aktien je Aktionär vorzusehen. Diese Möglichkeit 
dient dazu, gebrochene Beträge bei der Festlegung der zu erwerbenden Quoten und kleine Rest-
bestände zu vermeiden und damit die technische Abwicklung zu erleichtern. 

Die gemäß dieser oder früher erteilten Ermächtigungen erworbenen eigenen Aktien dürfen zu allen 
gesetzlich zulässigen Zwecken verwendet werden. 

Die eigenen Aktien sollen über die Börse oder durch ein an alle Aktionäre gerichtetes Angebot wieder 
veräußert werden können. Auf diese Weise wird bei der Wiederveräußerung der Aktien dem Grundsatz 
der Gleichbehandlung der Aktionäre genügt. Soweit die Aktien durch ein Angebot an alle Aktionäre 
veräußert werden, soll der Vorstand ermächtigt werden, das Bezugsrecht der Aktionäre für Spitzen-
beträge auszuschließen. Dies dient dazu, ein technisch durchführbares Bezugsverhältnis darzustellen. 
Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen Aktien werden entweder durch 
Verkauf an der Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. Der mögliche 
Verwässerungseffekt ist aufgrund der Beschränkung auf Spitzenbeträge gering. 

Der Vorstand soll ermächtigt werden, das Bezugsrecht der Aktionäre in entsprechender Anwendung des 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG für Aktien im rechnerischen Betrag von bis zu 10 % des zum Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens dieser Ermächtigung oder – falls dieser Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt der 
Ausübung dieser Ermächtigung bestehenden Grundkapitals ausschließen zu dürfen, wobei die 
10 %-Grenze insgesamt, also bei Zusammenrechnung mit etwaigen anderen Ermächtigungen nach 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG, nicht überschritten werden darf. Die mit der Ermächtigung eröffnete Möglich-
keit zum Bezugsrechtsausschluss dient dem Interesse der Gesellschaft, eigene Aktien beispielsweise an 
institutionelle Anleger verkaufen zu können. Weiterhin können hierdurch zusätzlich neue Aktionärs-
gruppen im In- und Ausland gewonnen werden. Die Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses versetzt 
den Vorstand in die Lage, die sich aufgrund der jeweiligen Börsenverfassung bietenden Möglichkeiten 
ohne zeit- und kostenaufwendige Abwicklung eines Bezugsrechts insbesondere zu einer schnelleren und 
kostengünstigeren Platzierung zu nutzen. Der Vorstand wird bei Ausnutzung der Ermächtigung einen 
eventuellen Abschlag vom Börsenpreis nach den zum Zeitpunkt der Platzierung vorherrschenden 
Marktbedingungen möglichst niedrig bemessen. Durch die Begrenzung der Zahl der zu veräußernden 
Aktien und die Verpflichtung zur Festlegung des Veräußerungspreises der Aktien nahe am Börsenkurs 
werden die Aktionäre vor einer Wertverwässerung ihrer Anteile angemessen geschützt. Gleichzeitig wird 
sichergestellt, dass die von der Gesellschaft zu erzielende Gegenleistung angemessen ist. 
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Der Vorstand soll ferner ermächtigt werden, die eigenen Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts im 
Rahmen des Erwerbs von Unternehmen, Teilen von Unternehmen oder Unternehmensbeteiligungen 
sowie im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen an Dritte zu übertragen. Damit soll der 
Vorstand in die Lage versetzt werden, ohne Beanspruchung der Börse eigene Aktien der Gesellschaft 
kurzfristig für den Erwerb von Unternehmen oder von Beteiligungen daran oder für Unternehmens-
zusammenschlüsse zur Verfügung zu haben. Eigene Aktien sind als Akquisitionswährung ein wichtiges 
Instrument. Der internationale Wettbewerb verlangt oftmals in derartigen Transaktionen diese Form der 
Gegenleistung. Für die Gesellschaft können sie zudem eine günstige Finanzierungsmöglichkeit 
darstellen. Die vorgeschlagene Ermächtigung soll der Gesellschaft die Möglichkeit einräumen, sich 
bietende Gelegenheiten zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an 
Unternehmen oder zu Unternehmenszusammenschlüssen, bei denen die Gegenleistung ganz oder 
teilweise in Aktien besteht, schnell und flexibel sowohl national als auch auf den internationalen Märkten 
ausnutzen zu können. Die Verwendung eigener Aktien für Akquisitionen hat für die Altaktionäre zudem 
den Vorteil, dass ihr Stimmrecht im Vergleich zu der Situation vor Erwerb der eigenen Aktien durch die 
Gesellschaft nicht verwässert wird. 

Der Vorstand soll außerdem in die Lage versetzt werden, die eigenen Aktien auch unter Ausschluss des 
Bezugsrechts dazu nutzen zu können, sie an Arbeitnehmer der Gesellschaft oder der mit der Gesell-
schaft verbundenen Unternehmen auszugeben, diesen zum Erwerb anzubieten und auf diese zu 
übertragen. Die Leifheit AG fördert eine Eigentümerkultur im Unternehmen und ermöglicht Mitarbeitern 
eine Beteiligung am Unternehmen und seiner Entwicklung. Eine solche Beteiligung ist auch vom 
Gesetzgeber erwünscht und wird daher in mehrfacher Weise erleichtert. Die Ausgabe von Aktien an 
Arbeitnehmer der Leifheit AG oder mit ihr verbundener Unternehmen soll die Identifikation der Arbeit-
nehmer mit dem Unternehmen stärken. Sie sollen an das Unternehmen gebunden und auch als 
Aktionäre an dessen langfristiger Entwicklung beteiligt werden. Hierdurch sollen im Interesse des 
Unternehmens und seiner Aktionäre das Verständnis und die Bereitschaft zur Übernahme größerer, vor 
allem wirtschaftlicher Mitverantwortung gestärkt werden. 

Darüber hinaus soll ein Bezugsrechtsausschluss auch möglich sein, um eine Aktiendividende 
(scrip dividend) zu optimalen Bedingungen durchführen zu können. Bei der Aktiendividende wird den 
Aktionären angeboten, ihren mit dem Gewinnverwendungsbeschluss der Hauptversammlung ent-
standenen Anspruch auf Auszahlung der Dividende ganz oder teilweise an die Gesellschaft abzutreten, 
um als Gegenleistung eigene Aktien der Gesellschaft zu beziehen. Die Durchführung einer Aktien-
dividende kann unter Gewährung des gesetzlichen Bezugsrechts durchgeführt werden. Dabei werden 
den Aktionären nur jeweils ganze Aktien zum Bezug angeboten. Hinsichtlich des Teils des Dividenden-
anspruchs, der den Bezugspreis für eine ganze Aktie nicht erreicht (bzw. diesen übersteigt), sind die 
Aktionäre auf den Bezug der Bardividende verwiesen und können insoweit keine Aktien erhalten. Ein 
Angebot von Teilrechten ist ebenso wenig vorgesehen wie die Einrichtung eines Handels von Bezugs-
rechten oder Bruchteilen davon. Dieses ist gerechtfertigt und angemessen, weil die Aktionäre anstelle 
des Bezugs eigener Aktien anteilig eine Bardividende erhalten. Im Einzelfall kann es je nach Kapital-
marktsituation im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre liegen, die Gewährung einer Aktien-
dividende unter Ausschluss des gesetzlichen Bezugsrechts anzubieten und durchzuführen. Ein solcher 
Ausschluss des Bezugsrechts ermöglicht die Durchführung der Aktiendividende zu flexibleren 
Bedingungen. Deshalb soll der Vorstand ermächtigt werden, zur Durchführung einer Aktiendividende das 
Bezugsrecht der Aktionäre insgesamt auszuschließen. Auch in diesem Fall wird der Vorstand – unbe-
schadet des umfassenden Bezugsrechtsausschlusses – allen Aktionären, die dividendenberechtigte 
Aktien halten, eigene Aktien zum Bezug gegen ganze oder teilweise Abtretung ihres Dividendenan-
spruchs anbieten. Angesichts des Umstands, dass allen Aktionären, die dividendenberechtigte Aktien 
halten, die eigenen Aktien angeboten und überschießende Dividendenteilbeträge durch Zahlung der 
Bardividende abgegolten werden, erscheint auch insoweit der Bezugsrechtsausschluss als gerechtfertigt 
und angemessen. 
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Schließlich soll der Vorstand ermächtigt werden, die gemäß dieser oder früher erteilten Ermächtigungen 
erworbenen eigenen Aktien auch ohne weiteren Beschluss der Hauptversammlung einziehen zu können. 
Die vorgeschlagene Ermächtigung sieht dabei vor, dass der Vorstand die Aktien auch ohne Kapitalherab-
setzung einziehen kann. Durch Einziehung der Aktien ohne Kapitalherabsetzung erhöht sich der anteilige 
Betrag der übrigen Stückaktien am Grundkapital der Gesellschaft. Der Vorstand wird insoweit ermächtigt, 
die Satzung hinsichtlich der sich verändernden Anzahl der Stückaktien anzupassen. 

Bei seiner Entscheidung über den Bezugsrechtsausschluss wird sich der Vorstand vom Interesse der 
Aktionäre leiten lassen und sorgfältig abwägen, ob der Bezugsrechtsausschluss im Interesse der 
Gesellschaft notwendig ist. Nur in diesem Fall wird das Bezugsrecht ausgeschlossen. Außerdem ist für 
einen Ausschluss des Bezugsrechts die vorherige Zustimmung des Aufsichtsrats erforderlich. Unter 
Abwägung aller Umstände ist die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss daher im Interesse der 
Gesellschaft geboten und unter den dargelegten Voraussetzungen angemessen. 

Der Vorstand wird die nächste Hauptversammlung über die Ausnutzung der Ermächtigung unterrichten. 

Nassau/Lahn, im April 2015 

Leifheit Aktiengesellschaft 
Der Vorstand 

 

 

Thomas Radke Dr. Claus-O. Zacharias 


